
In den vergangenen Wochen und Monaten haben Politiker:innen und Minis-
ter:innen sich für die Verschärfung von zahlreichen Straft atbeständen aus-
gesprochen oder diese bereits im Parlament beschlossen. > Seite 4

Spätestens im Mai mussten alle 
aufh orchen. Während ganz 

Deutschland über den bevorstehen-
den Gasmangel sprach und die Prei-
se in Supermärkten und Tankstellen 
explodierten, meldeten die deutschen 
Konzerne historische Gewinnaus-
schütt ungen. 57 Milliarden Euro – 
das war die Summe, welche die Fir-
men aus dem Börsenindex Dax als 
Dividenden auszahlen, also an ihre 
Aktionär:innen weiterreichen woll-
ten. 60 Prozent aller börsennotierten 
Firmen haben demnach die Dividen-
den in diesem Jahr erhöht. Gegen-
über dem Pandemiejahr 2020 hatt e 
sich die Dividendensumme um ein 
Dritt el gesteigert – auch damals hatt e 
das deutsche Kapital nämlich genug 
auf der hohen Kante, um die eigenen 
Aktionär:innen reicher zu machen. 

Die größten Gewinnausschütt er 2022 
waren die Autoindustrie (Mercedes 
Benz, BMW, Volkswagen), Indust-
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riekonzerne wie Siemens und Versi-
cherungen wie die Allianz. Die Höhe 
ihrer Dividenden wurde als Zeichen 
dafür gewertet, dass diese Firmen 
trotz „neuer Risiken“ wie Krieg, In-
fl ation und Lieferengpässen weiter 
mit sehr guten Geschäft en rechnen. 
Dies bestätigte sich kürzlich, als die 
40 Dax-Konzerne für das dritt e Qu ar-
tal 2022 den Rekordgewinn von 30 
Milliarden Euro verbuchten – plus 12 
Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

Geldregen für die 
Rüstungsindustrie

Letzteres ist nicht so verwunder-
lich, wenn man bedenkt, dass gerade 
Kriege immer wieder für fl orierende 
Geschäft e bei Industrie und Finanz-
wirtschaft  gesorgt haben. Ganz be-
sonders profi tiert dabei die Rüstungs-
industrie, die ihre Bauteile wiederum 
von anderen Industriekonzernen er-
hält und über Beteiligungen, Kre-

dite und Versicherungen eng mit 
der Finanzbranche verbunden ist.

Es dürft en sich also viele Unterneh-
mensvorstände und Kapitaleigen-
tümer:innen gefreut haben, als die 
Bundesregierung Ende Februar ein 
100-Milliarden-Euro-Aufrüstungspa-
ket ankündigte und sich die Auft rags-
bücher der deutschen Rüstungskon-
zerne in kurzer Zeit auf Jahre hinaus 
füllten. Am Ende des ersten Qu artals 
vermeldeten das Düsseldorfer Unter-
nehmen Rheinmetall und die Waff en-
schmiede Heckler & Koch satt e Ge-
winnsteigerungen. Rheinmetall-Chef 
Papperger rechnete für das Jahr sogar 
mit einem Wachstumsschub von 10 
bis 15 Prozent.

Krisengewinner Transport- 
und Energiebranche

Neben dem Rüstungsgeschäft  boo-
men in Folge von Krieg und Kri-

se auch die Geschäft e mit Energie, 
Transport, Rohstoff en und Nahrungs-
mitt eln. Transportreedereien etwa 
gehören schon seit der Corona-Pan-
demie und den anschließenden Stö-
rungen der weltweiten Lieferkett en 
zu den großen Krisengewinnern: Je 
knapper die Transportkapazitäten 
auf See wurden, desto mehr erhöh-
ten die Reedereien ihre Frachtpreise, 
zwischenzeitlich um das Siebenfache. 
Dies hat die starken Preissteigerun-
gen für alle Arten von Waren schon 
vor der Energiekrise angetrieben – 
und Konzernen wie der Container-
reederei Hapag-Lloyd wahre Traum-
jahre beschert. Ende September teilte 
das Hamburger Unternehmen mit, in 
den ersten neun Monaten des Jahres 
13,8 Milliarden Euro Gewinn erzielt 
zu haben und damit mehr als das 
Doppelte im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum, das ebenfalls schon ein 
Rekordjahr für die Branche war.

Krieg in der Ukraine und Preissteigerungen auf der einen Seite, Proteste und 
Aufstände der Arbeiter:innen auf der anderen. In welche Richtung sich im 
Jahr 2023 die Widersprüche auf der Welt entwickeln werden, liegt vor allem 
in unserer Hand als Arbeiter:innenklasse. > Seite 3

Was folgt auf Krieg und Preisexplosion?

Millionen Menschen in Deutschland ächzen unter explodierenden Preisen. Die Bundesregierung hat klargemacht, 
dass es keinen vollen Ausgleich der Reallohnverluste geben wird. Christian Lindner kündigt einen „Wohlstandsver-
lust“ an, mit dem sich alle abfi nden müssten. Bundespräsident Steinmeier spricht von „härteren“, „rauen Jahren“, die 
auf uns zukommen. Doch gleichzeitig gibt es auch in Deutschland Finanzoligarch:innen und kapitalistische Unter-
nehmer:innen, die durch Krieg und Krise reich werden und vom Staat großzügige Geschenke erhalten. Wir fragen: 
Wo geht das Geld hin, das Arbeiter:innen, Rentner:innen, Sozialleistungsempfänger:innen und Student:innen aus 
den Taschen gezogen wird?

Objektive Nachrichten - Revolutionäre Kommentare

PERSPEKTIVE
Zeitung für Solidarität und Widerstand
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und explodierende Profi te für 
die Kapitalist:innen.
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Spekulation mit  
Nahrungsmitteln

Auch der Komplex aus Finanzwirt-
schaft und Agrarindustrie zählt zu 
den großen Kriegs- und Krisenprofi-
teuren. Am 23. Februar, einen Tag vor 
Beginn des russischen Überfalls auf 
das Agrarland Ukraine, kostete eine 
Tonne Weizen an der Börse 287 Euro. 
Am nächsten Tag waren es 422 Euro. 
Seitdem ist der Krieg auch ein Krieg 
ums Getreide. Daran verdient aber 
nicht nur Russland, sondern auch 
große börsennotierte Agrarfonds, 
hinter denen bekannte Konzerne 
wie Blackrock oder in Deutschland 
die Allianz und die Deutsche Bank 
(DWS) stehen. Infolge des Krieges 
sind darüber hinaus die Preise für 
Düngemittel explodiert, zwischen-
zeitlich auf das Fünffache. Darunter 
leiden Verbraucher:innen ebenso 
wie selbständige Landwirte, während 
die Industrie frohlockt. Zu den zehn 
größten Herstellern von Agrarchemi-
kalien zählt auch die deutsche Firma 
K+S, die ihren Umsatz in diesem Jahr 
verdoppeln konnte. 

Win-win-Geschäfte mit 
Russland

Das Sanktionsregime, das viele west-
liche Staaten über Russland ver-
hängt haben, lässt sich ebenfalls zu 
Geld machen. Das Land, das gerade 
am meisten hieran verdient, dürfte 
wohl die Türkei sein, denn das Er-

dogan-Regime beteiligt sich nicht an 
den Sanktionen. Infolgedessen haben 
auch viele deutsche Firmen kurz nach 
Kriegsausbruch neue Standorte in 
der Türkei hochgezogen, um ihr Ex-
portgeschäft mit Russland zu retten. 
Deutsche Waren etwa von Merce-
des, Continental oder Henkel werden 
jetzt auf deutschen Containerschiffen 
nach Istanbul gebracht, dort umgela-
den und weiter nach Russland trans-
portiert.  

Steuergeschenke

Während das große Kapital also sei-
ne Russlandexporte tarnt, Jahresla-
dungen Erdgas auf dem Meer parkt, 
Abzockpraktiken beim Strompreis 
anwendet und an der Hungerkrise 
absahnt, ist es der deutsche Staat, der 
das Ganze noch auf die Spitze treibt 
und den Unternehmen ein Steuerpa-
ket nach dem anderen schnürt. Nach 
dem 100-Milliarden-Aufrüstungspro-
gramm im Februar, das die Kassen des 
Rüstungskapitals hat klingeln lassen, 
kündigte Kanzler Scholz im Oktober 
seinen „Doppel-Wumms“ gegen hohe 
Energiepreise an. Ein „Entlastungspa-
ket“ in Höhe von 200 Milliarden Euro 
soll angeblich die wirtschaftlichen 
Kriegsfolgen in Deutschland abmil-
dern. Dass es dabei aber weniger um 
die Arbeiter:innenklasse als um Hil-
fen für das deutsche Kapital geht, ha-
ben als erstes Deutschlands europäi-
sche Konkurrenten ausgesprochen. 
Die Finanzminister Italiens und Spa-
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niens kritisierten nämlich zutreffend, 
dass das Paket vor allem dazu dient, 
die Energiekosten des deutschen Ka-
pitals zu senken, was diesem wiede-
rum einen deutlichen Konkurrenz-
vorteil innerhalb der EU verschafft. 
Das Paket folgt auf die 130 Milliarden 
Euro, die der deutsche Staat bereits 
während der Corona-Pandemie in die 
deutsche Wirtschaft gepumpt hatte 
(wobei noch Bürgschaften hinzukom-
men). 

Wem gehört das Kapital?

Während viele Millionen Arbeiter:in-
nen, Rentner:innen, Sozialleistungs-
empfänger:innen, Student:innen und 
andere in Deutschland eine deut-
liche Verschlechterung ihrer mate-
riellen Lebensbedingungen zu spü-
ren bekommen, ist es das deutsche 
Kapital, das auf vielfältige Art an 
Krieg und Krise verdient. Das deut-
sche Kapital besteht aber nicht nur 
aus einer unübersichtlichen Vielzahl 
von Industriefirmen, Banken, Versi-
cherungen, Fonds und anderen Ge-
sellschaften. Hinter diesem Kapital 
steht nämlich eine verhältnismäßig 
kleine Zahl von realen Personen: 
Diese Oligarch:innen, also großen 
Kapitaleigentümer:innen sind es, die 
zusammen mit Manager:innen, Auf-
sichtsrät:innen und anderen Kapital-
funktionär:innen die Kontrolle über 
das Kapital ausüben und den überwie-
genden Teil der Profite einstreichen.  
 
In Deutschland gehören zu den größ-
ten dieser Oligarch:innen der Lidl-
Gründer Dieter Schwarz mit einem 
geschätzten Vermögen von 36 Mil-
liarden Euro, daneben teils uralte Fa-
miliendynastien wie Klatten-Quandt 
(BMW), Reimann (Konsumgüter), 
Merck (Pharma), Albrecht (Aldi), 
Porsche (VW) und Haniel (u.a. Met-
ro). Dass das Börsenvermögen dieser 
Superreichen im laufenden Jahr ab-
genommen hat, ändert nichts daran, 
dass die Profite ihrer Firmen sprudeln 
und sie zum Teil kräftig expandieren 
können. Dieter Schwarz etwa hat sein 
Geschäft kürzlich um neue Bereiche 
wie Recycling, Lebensmittel- und Pa-
pierherstellung erweitert und eine ei-
gene Container-Reederei gegründet.  
 
Während der Bundespräsident die 
Bevölkerung auf „rauere“ Zeiten ein-
stimmt, sind es also diese Personen-
gruppen, die nicht nur die wahre 
Macht in diesem Land ausüben, son-
dern Krieg und Krise zum Ausbau 
dieser Macht benutzen – und zwar 
auf dem Rücken von Millionen Ar-
beiter:innen.

Die Gaskrise wiederum nutzen Ener-
gie- und Transportkonzerne scham-
los aus, um die eigenen Kassen zu 
füllen. Im November meldete das 
Handelsblatt, dass vor den Küsten 
Westeuropas mehr als 30 mit Flüssig-
gas beladene Tanker langsam umher-
schipperten. Die Schiffe steuerten die 
Häfen von Rotterdam oder Barcelona 
bewusst nicht zum Entladen an, weil 
die Gashändler aus Australien, Katar 
und den USA auf weiter steigende 
Preise warten wollten. Flüssiggas, das 
2,7 Millionen Haushalte rund ein Jahr 
lang mit Energie versorgen könnte, 
wurde deshalb auf hoher See „ge-
parkt“ – wovon auch die Transport-
firmen satt profitiert haben werden.  
 
Die Energiebranche dürfte infolge 
von Krieg und Krise ohnehin so viele 
Extraprofite einfahren wie kein an-
derer Wirtschaftssektor. Allein die 
deutschen Konzerne RWE, E.ON, 
Wintershall und andere verzeichnen 
im Jahr 2022 113 Milliarden Euro an 
Übergewinnen. 38 Milliarden davon 
entfallen auf Öl, 25 Milliarden auf 
Gas und 50 Milliarden auf das Ge-
schäft mit Strom. Der Strommarkt 
ist dabei eine wahre Goldgrube für 
das Kapital, denn hier wird der Preis 
immer durch das teuerste Kraftwerk 
bestimmt. Das bedeutet: Steigt der 
Gaspreis, sahnen auch die Betreiber 
von Wind- und Solarenergie mit ab. 
Eine Besteuerung solcher Extrapro-
fite lehnt FDP-„Wohlverstandsver-
lust“minister Lindner rigoros ab.
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Was folgt auf Krieg 
und Preisexplosion im 

kommeneden Jahr?

Januar 2022 – es fühlt sich an wie 
vor einer halben Ewigkeit. Die 

Lage an der russisch-ukrainischen 
Grenze spannt sich nach jahrelan-
gen Konfl ikten erneut massiv an. Am 
24. Februar diesen Jahres reißt dann 
der Faden: Die Invasion der Ukraine 
durch den russischen Imperialismus 
gibt den Startschuss für das Kriegs- 
und Krisenjahr 2022. 

2022: Aufrüstung, 
Teuerungen – und Protest

Auf diese von Kanzler Scholz beti-
telte „Zeitenwende“ folgten sofort 
die politischen Reaktionen – in der 
BRD vor allem in Form einer unver-
gleichlichen Aufrüstung. 100 Milliar-
den Euro für die Bundeswehr und 
jährlich mindestens 2% des Brutt o-
inlandsprodukts für die Rüstung 
wurden im Eiltempo beschlossen. Es 
wurde versucht, so schnell wie mög-
lich die Voraussetzungen für das 
weitere Bestehen der deutschen Vor-
machtstellung in Europa zu schaff en. 
Ebenfalls dazu genutzt wurde unter 
anderem der G7-Gipfel, der Ende 
Juni in Bayern statt fand. Verschanzt 
im Schloss Elmau hoch in den Alpen 
trafen sich dort die Führer:innen der 
westlich orientierten imperialisti-

schen Staaten. Dabei blieben sie je-
doch nicht ungestört: Die Proteste 
gegen den Kriegsgipfel zählten ge-
nauso zu den wichtigen Ereignissen 
des vergangenen Jahres. Hier zeig-
ten Revolutionär:innen, dass auch 
wir als Arbeiter:innen auf die ver-
schärft e Weltlage reagieren müssen. 
Neben dem imperialistischem Krieg 
begleiteten uns die enormen Preisstei-
gerungen. Die schon aus dem Vorjahr 
übernommene Infl ation nahm weiter 
ihren Lauf und erreichte in Deutsch-
land historische Werte von über 10 
Prozent. Die Entscheidung, ob wir 
lieber in einer warmen Wohnung sit-
zen oder genug Essen auf dem Tisch 
haben wollen, rückte mit jedem Mo-
nat näher. Doch auch hier blieben 
nicht alle voller Angst zu Hause sit-
zen, sondern trugen ihre Wut auf die 
Straße. Seit Anfang Herbst begann 
sich regelmäßiger Protest zu formie-
ren, der auch nicht durch halbherzige 
Entlastungspakete aufzuhalten war. 

Was erwartet uns 
im Jahr 2023?

Im kommenden Jahr werden wir 
mindestens genauso viel Durchhal-
tevermögen beweisen müssen. Ein 
baldiges Ende im Krieg um die Uk-

raine ist nicht zu erwarten. Dazu 
kommen die Spannungen zwischen 
den USA und Taiwan auf der einen 
und China auf der anderen Seite, die 
ein ähnliches Eskalationspotenzial in 
sich tragen. Auch die Türkei greift  
immer wieder die befreiten kurdi-
schen Gebiete in Nordsyrien an und 
versucht, sich diese einzuverleiben. 
Laut Wirtschaft sprognosen werden 
uns auch die Preissteigerungen wei-
ter begleiten. Wie es mit den auf-
grund dessen angekündigten Ent-
lastungen aussieht, die eigentlich ab 
dem 1. Januar gelten sollten, ist wei-
terhin unklar. Weder das bundesweit 
einheitliche 49-Euro-Ticket noch die 
Grundsicherungserhöhung mit Na-
menswechsel von Hartz-IV zu Bür-
gergeld sind in trockenen Tüchern. 
Auch das Inkraft treten der Gas- und 
Strompreisbremsen könnte bis in den 
März verlegt werden. 

Für uns kann es kein 
„Weiter so“ geben!

Jedes Jahr Kriege und Krisen – das 
ist die Realität, in der wir leben, 
so lange der Kapitalismus als herr-
schendes System besteht. Konfl ikte 
zwischen machtgierigen Imperialis-
ten, unsere andauernde Verarmung 

oder auch der fortschreitende Kli-
mawandel werden immer weiter auf 
die Spitze getrieben. Während wir 
als Arbeiter:innenklasse darunter 
leiden, verdienen sich andere eine 
goldene Nase an unserem Elend. 
Dass wir unter diesen Umständen kein 
einfaches „Weiter so“ tragen können, 
liegt auf der Hand. Wenn sich die Wi-
dersprüche auf der Welt verschärfen, 
müssen auch wir unseren Widerstand 
auf eine neue Stufe heben. Deswegen 
heißt es 2023 für uns, nicht länger 
nur von der Seite zuzuschauen oder 
Abwehrkämpfe zu führen, sondern 
aktiv in die Auseinandersetzung zu 
gehen und den Klassenkampf gerade 
auch in der BRD weiterzuentwickeln. 
Wir müssen uns unserer Macht be-
wusst werden und Einfl uss auf die 
Entwicklungen auf der Welt nehmen. 
Dabei haben wir als Arbeiter:innen 
einen entscheidenden Vorteil gegen-
über allen uns noch so reich und 
mächtigen erscheinenden Kapita-
list:innen: Wir kämpfen vereint für 
den Fortschritt  der Geschichte; sie 
versuchen dagegen anzukommen. 
Auch im nächsten Jahr gilt: Ihre Zeit 
ist schon längst abgelaufen - uns ge-
hört die Zukunft !

Kriegsausbruch in der Ukraine und historische Preissteigerungen auf der einen Seite, Proteste und Aufstände der 
Arbeiter:innen auf der anderen: 2022 hat es selten an Schlagzeilen gemangelt. Wie in kaum einem Jahr zuvor wur-
den uns die Widersprüche auf der Welt vor Augen geführt. In welche Richtung sie sich 2023 entwickeln werden, 
liegt vor allem in unserer Hand als Arbeiter:innenklasse.
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Mit härteren 
Strafen gegen 
abweichende 
Meinungen?!

Die Corona-Pandemie und der 
Angriff skrieg Russlands gegen 

die Ukraine haben zu einem neuen 
Schub von Angriff en auf die Ver-
sammlungs- und Meinungsfreiheit 
geführt. Versammlungs-, sowie Sym-
bol- und Meinungsäußerungsverbote 
waren die Folge. In den vergangenen 
Wochen mussten Aktionen der Um-
weltbewegung für eine neue Debatt e 
über Gesetzesverschärfungen herhal-
ten.

Sitzblockaden = 
Terrorismus?

Der hessische Justizminister Roman 
Poseck (CDU) schießt den Vogel in 
dieser Debatt e mit einer Aussage ab, 
dass die seit Monaten anhaltenden 
Sitzblockaden der Umweltgruppe 
„Letzte Generation“ unter Umstän-
den gar als Terrorismus eingestuft  
und entsprechend verfolgt werden 
könnten. Alexander Dobrindt (CSU) 
phantasiert gar von einer „Klima-
RAF“. 

Sicher kann man die Blockade- und 
Festklebe-Aktionen der „Letzten Ge-
neration“ und ähnlichen Gruppen, 
gerade aufgrund ihrer Ausrichtung 
eben nicht auf die Verantwortlichen 
des Klimawandels und der Umwelt-
verschmutzung, sondern auf die brei-
te Bevölkerung zurecht kritisieren 
und ablehnen. Doch bei der aktuellen 
Debatt e geht es um etwas ganz ande-
res. 

Die geschaff ene Stimmung gegen 
Teile der Umweltbewegung soll ge-
nutzt werden, um die Meinungsfrei-
heit weiter einzuschränken und be-
reits Aktionen, die sich am Rande des 
noch Erlaubten bewegen, mit härtes-
ter Repression bis hin zu langjähri-
gen Gefängnisstrafen zu überziehen. 
In Bayern führt das schon jetzt dazu, 
dass im November 33 Menschen ohne 
Anklage und Gerichtsprozess für bis 
zu 30 Tage ins Gefängnis gesperrt 
wurden. 

Meinung oder Straftat?

In einer Nacht- und Nebelaktion ver-
schärft e der Bundestag am 20. Ok-
tober zudem den § 130 StGB, den 
Volksverhetzungsparagrafen. Bis in 
die Nachkriegszeit war mit diesem 
Paragrafen unter anderem die „An-
reizung zum Klassenkampf“ unter 
Strafe gestellt. 

Mit der aktuellen Neufassung des 
Paragrafen können nun verschiedene 
Meinungen und Berichte zu histori-
schen oder aktuellen Kriegen und 
Konfl ikten unter Strafe gestellt wer-
den. Dies gilt insbesondere für all 
jene Fälle, in denen die Fakten und 
Verantwortlichen umstritt en sind, 
wie zum Beispiel bei zahlreichen 
Kriegsverbrechen oder der Bewer-
tung der Entwicklung der ehemals 
sozialistischen Länder. Bereits rund 
um den 8. und 9. Mai diesen Jahres 
war das Zeigen von Fahnen der ehe-
maligen Sowjetunion etwa in Berlin 
verboten worden: Angeblich um die 
öff entliche Unterstützung des russi-

In den vergangenen Wochen und Monaten haben Politiker:innen und Minister:innen sich für die Verschärfung von 
zahlreichen Straftatbeständen ausgesprochen oder diese bereits im Parlament beschlossen. Bereits seit einigen 
Jahren können wir auf Bundes- und Landesebene zahlreiche Gesetzesverschärfungen im Bereich der Versamm-
lungsgesetze, der Meinungsfreiheit und der Erweiterung von Befugnissen für Polizei, Militär und Geheimdienste 
feststellen. Immer wieder stießen diese Gesetzesänderungen auf großen Widerstand aus verschiedenen gesell-
schaftlichen und sozialen Gruppen. 
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schen Angriff skrieges zu unterbin-
den. Die Verschärfung des § 130 StGB 
könnte solche und ähnliche Absurdi-
täten in der Zukunft  eher zur Regel 
als zur Ausnahme in der öff entlichen 
Auseinandersetzung machen. 

Damit ist auch klar, worauf die Ver-
schärfung des Strafgesetzbuches, der 
Versammlungs- und Polizeigesetze 
eigentlich abzielt. Es geht um die stra-
tegische Vorbereitung auf unruhige-
re Zeiten in Deutschland, in denen 
sich größere Teile der Arbeiter:innen 
nicht mehr alles gefallen lassen und 
sich massenhaft  gegen die Politik der 
Besitzenden und Herrschenden zur 
Wehr setzen. Genau für solche und 
ähnliche Situationen wird nun vor-
gesorgt und genau deshalb müssen 
wir uns solch einer Propaganda und 
Kriminalisierung gegen einzelne Pro-
testgruppen oder Meinungen in den 
Weg stellen, auch wenn sie nicht der 
unseren entsprechen. Wenn wir uns 
heute nicht dagegen wehren, werden 
wir in Zukunft  selbst von diesen ver-
schärft en Gesetzen betroff en sein.


